
Freispruch für die Marinejustiz –  
der Fall Rudolf Petersen

Am 27. Februar 1953 sprach das Landgericht Hamburg den ehema­
ligen Marineoffizier und Gerichtsherrn Kommodore Rudolf Petersen 
sowie vier weitere Angeklagte vom Vorwurf der Rechtsbeugung und 
des Totschlags frei. Der Offizier hatte am 10. Mai 1945 das von einem 
Bordkriegsgericht verhängte Todesurteil gegen drei Matrosen bestä­
tigt, die wenige Tage zuvor – nach der Teilkapitulation der Wehrmacht 
im Nordwesten Deutschlands – ihren Dienstort verlassen hatten.  
Sie wurden noch am Tag der Urteilsbestätigung erschossen. 

In zwei vorangegangenen Verfahren in den Jahren 1948 und 1949, 
deren Urteile jeweils aufgehoben worden waren, hatte es für die 
Angeklagten sowohl Freisprüche als auch Schuldsprüche gegeben. 
So war etwa der Verhandlungsleiter im Kriegsgerichtsverfahren, 
Marinestabsrichter Adolf Holzwig, in erster Instanz zu zwei, im Revi­
sionsverfahren zu fünf Jahren Gefängnis verurteilt worden. Die An-
geklagten hatten vor Gericht ihre Entscheidungen damit begründet,  
in ihrem Befehlsbereich eine »Meuterei« wie am Ende des Ersten 
Weltkrieges verhindern und die »Manneszucht« aufrechterhalten zu 
wollen. Im westlichen Teil Deutschlands wurde nach dem Krieg  
kein Wehrmachtrichter rechtskräftig verurteilt.

Alfred Gail, 1944.

Zwei Tage nach der Teilkapitulation der deutschen 
Streitkräfte am 4. Mai 1945 beschlossen Alfred Gail 
(1920  –1945) und drei seiner Kameraden, den Krieg 
für sich zu beenden und nach Hause zurückzukehren; 
nur wenige Stunden später wurden sie verhaftet. 
Ungeachtet der am 8. Mai erfolgten Gesamtkapitulation 
der Wehrmacht verurteilte ein Kriegsgericht an Bord 
des Schnellbootbegleitschiffs »Buéa« Alfred Gail,  
Fritz Wehrmann und Martin Schilling wegen Fahnen­
flucht zum Tode. Kurt Schwalenberg erhielt eine Zucht­
hausstrafe. Trotz der außergewöhnlichen Umstände  
bei Kriegsende bestätigte der Gerichtsherr, Kommodore 
Rudolf Petersen, am 10. Mai 1945 die Urteile. Die drei 
zum Tode verurteilten Soldaten starben noch am selben 
Tag vor einem Erschießungskommando an Bord.  
Die Leichen der Hingerichteten wurden in der Ostsee 
versenkt.

Jörg Kammler: »Ich habe die Metzelei satt und laufe über .  .  .«  
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Haftbefehl des Amtsgerichts Hamburg gegen  
Rudolf Petersen, 13. Dezember 1946.

Eineinhalb Jahre nach der Verhaftung Rudolf Petersens 
erging am 4. Juni 1948 durch das Hamburger Land­
gericht ein erstes Urteil. Es erkannte gegen den Vor­
sitzenden des Kriegsgerichts, Adolf Holzwig, und den 
Bataillonskommandeur Otto Sander, der den Tatbe­
richt eingereicht hatte, wegen »Verbrechens gegen die 
Menschlichkeit« auf zwei Jahre Gefängnis. Petersen 
wurde freigesprochen; Sander habe Petersen zur Be­
stätigung und Vollstreckung der Todesurteile gedrängt. 
Das Kriegsgerichtsurteil selbst sei formal korrekt zu­
stande gekommen. Der Oberste Gerichtshof für die 
Britische Zone in Köln hob dieses Urteil am 7. Dezem­
ber 1948 auf. Er sah in dem Kriegsgerichtsverfahren 
»die Merkmale der nazistisch gelenkten Terrorjustiz«.
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»Hamburger Echo« vom 27. Juni 1949.

Die Revisionsverhandlung vor dem Hamburger Landgericht endete  
am 4. August 1949. Die Presse verfolgte den Prozess mit großem Interesse. 
Fünf der angeklagten Verantwortlichen des Kriegsgerichtsverfahrens  
wurden wegen »Verbrechens gegen die Menschlichkeit« verurteilt. Petersen 
erhielt zwei Jahre Gefängnis. Das Gericht sprach von »Justizmord«,  
begangen aus einer durch die Ereignisse des November 1918 geprägten 
»Scheinideenwelt«. Zudem kam das Gericht zu dem Ergebnis, dass  
am 9. Mai 1945 grobe Verfahrensfehler passiert seien; so seien den Ange­
klagten keine Verteidiger zugestanden worden.
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»Hamburger Abendblatt« vom 7. Februar 1953.

Am 29. Mai 1952 verhandelte der Bundesgerichtshof (BGH) die Revi­
sion des zweiten Urteils. Unter Vorsitz des Senatspräsidenten und ehe­
maligen Wehrmachtrichters Paulheinz Baldus hob der BGH das Ham­
burger Urteil auf und ordnete eine Neuverhandlung an. Die Begründung 
war für die Rechtsprechung der nächsten Jahrzehnte wegweisend: 
Demnach habe sich nur der Richter strafbar gemacht, dem vorsätzliche 
Rechtsbeugung nachgewiesen werden könne. Dies war jedoch nach 
dem Krieg aufgrund des weiten Rahmens der NS-Gesetze kaum mög­
lich. Der BGH, in diesen Jahren besetzt mit vielen ehemaligen NS-
Richtern, erkannte damit die Gesetze als zur Tatzeit rechtmäßig an und 
ignorierte den Unrechtscharakter des nationalsozialistischen Justiz­
systems. Diesen Leitsätzen folgend sprach das Hamburger Landgericht 
die Angeklagten schließlich am 27. Februar 1953 frei.
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Buchtitel »Der Fall Petersen«, 1948.

Das Buch ist eine der ersten Publikationen, die auf den Un­
rechtscharakter der Wehrmachtjustiz aufmerksam machten. 
Herbert Pardo, einer der beiden Autoren, war 1933 nach 
Palästina emigriert und 1947 nach Hamburg zurückgekehrt. 
Als Rechtsanwalt und Mitglied des Vorstands der Jüdischen 
Gemeinde war er vorwiegend in Wiedergutmachungs­
verfahren tätig. In den 1950er-Jahren kehrte er nach Haifa 
(Israel) zurück. Nach Herbert Pardo ist eine Straße in 
Hamburg-Allermöhe benannt.

Herbert Pardo/Siegfried Schiffner: Der Fall Petersen. Verbrechen gegen die Menschlichkeit, 
Hamburg 1948
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